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Sorgfalt geht vor Eile 

 Keine schlechte und verfassungswidrige Jobcenter-Lösung   
 
Das Bundesverfassungsgericht hatte in einer Entschei-
dung vom Dezember 2007 geurteilt, dass der Aufbau der 
ab Januar 2003 errichteten Jobcenter dem Grundsatz 
eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung, der den 
zuständigen Verwaltungsträger verpflichtet, seine Aufga-
ben grundsätzlich durch eigene Verwaltungseinrichtun-
gen, also mit eigenem Personal, eigenen Sachmitteln und 
eigener Organisation wahrzunehmen, widerspricht. Das 
Bundesverfassungsgericht gibt in der besagten Entschei-
dung dem Gesetzgeber eine Frist bis Ende 2010, um die 
bemängelten Strukturen zu verändern. Die Unionsfraktion 
hat nun in dieser Woche eine schlechte und verfassungs-
widrige Lösung zur Zukunft der Jobcenter, die von Bun-
desarbeitsminister Scholz vorgelegt wurde, verhindert. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist hier der Auffassung, 
dass eine Änderung des Grundgesetzes nicht der richtige 
Weg ist, zumal die vom höchsten Deutschen Gericht be-
mängelten Strukturen der Jobcenter im wesentlichen in 
den vom Bundesarbeitsministerium vorgeschlagenen 370 
bundesweiten Zentren für Arbeit und Grundsicherung 
(ZAG) weitergeführt werden sollen. Bereits aus verfas-
sungspolitischen Gründen war der Vorschlag vom Bun-
desarbeitsminister daher fragwürdig. Zu dieser grundsätz-
lichen Überlegung gesellt sich allerdings noch die Frage 
nach der Umsetzbarkeit der Vorschläge. Die von Bundes-
arbeitsminister Scholz vorgesehene Errichtung von 370 
eigenständigen Körperschaften des Öffentlichen Rechts 
(ZAG) wäre weder mit vertretbaren finanziellen Mitteln, 
noch mit einem geringen Maß an bürokratischem Auf-
wand zu realisieren gewesen. Die Schaffung von Zentren 
für Arbeit und Grundsicherung als einer neuen staatlichen 
Instanz ohne Einbeziehung der Kommunen lehnen wir vor 
dem Hintergrund unserer Bemühungen um den Abbau 

von Bürokratie ab. Nach dem ablehnenden Beschluss der  
CDU/CSU Bundestagsfraktion kündigte Minister Scholz 
Mitte dieser Woche die vertragliche Absicherung der Job-
center in ihrer gegenwärtigen Form bis zu einer neuen 
Regelung an. Diese Maßnahme des Ministers zeigt, dass 
die Panikmache der SPD gegenüber den Betroffenen zu 
jeder Zeit unverantwortlich war. Daher noch einmal zur 
Klarstellung: Bis Ende 2010 kann in den Arbeitsgemein-
schaften und Optionskommunen weitergearbeitet werden 
wie bisher. Die Regelungen, die die Leistungen für Ar-
beitslosengeld II Empfänger betreffen, sind von dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts nicht betroffen. Kein 
Arbeitslosengeld II Empfänger muss daher um seine Hilfe 
fürchten. Bis Ende 2010 wird eine Nachfolgelösung für die 
Arbeitsgemeinschaften gefunden sein, die – im Gegensatz 
zum Vorschlag der SPD – den Ansprüchen unserer Verfas-
sung genügt. Der Unionsfraktion kommt es hier nicht auf 
eine voreilige Verfassungsänderung an, sondern auf eine 
sorgfältig erarbeitete Reform, bei der die Verantwortlich-
keiten gegenüber dem Bürger im Vordergrund stehen und 
transparenter  werden. Ziel von CDU und CSU war es 
immer, die kommunale Selbstverantwortung in diesem 
Bereich zu stärken, und den Kreisen und Kommunen die 
richtigen Instrumente an die Hand zu geben, egal ob sie 
ihre Leistungen getrennt von der Arbeitsagentur erbrin-
gen, mit der Arbeitsagentur vor Ort auf freiwilliger Basis 
zusammenarbeiten oder für die alleinige Trägerschaft 
optieren. Diese Forderungen an die Zukunft der Jobcenter 
zeigen, dass das Zusammenspiel von Fördern und Fordern 
und der Fokus auf die rasche Wiedereingliederung der 
Hilfeempfänger in den Arbeitsmarkt die  zentralen Ziele 
der Unionsfraktion bleiben. Die Bundesagentur für Arbeit 
wird hierfür in die Verantwortung genommen werden.
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Aus Plenum und Lobby 

 
 
Trauer und Entsetzen über Amoklauf   
 
Der schreckliche Amoklauf in Winnenden in der vergan-
genen Woche hat uns alle entsetzt. Unsere Gedanken 
sind bei den Opfern und ihren Angehörigen. Auch den 
Freunden und Mitschülern der Getöteten gehört unser 
tiefes Mitgefühl. Unser tiefer Dank gilt den Lehrern, Seel-
sorgern und Psychologen, die die Schüler betreuen, sowie 
all denjenigen, die den Freunden und Angehörigen der 
Opfer helfen, mit den unfassbaren Erfahrungen zurecht-
zukommen. Wir werden sorgfältig prüfen, wie die Politik 
noch mehr dazu beitragen kann, derartige Katastrophen 
in Zukunft zu verhindern. Wir wissen aber auch: Absolute 
Sicherheit kann es nie geben. Auch die Möglichkeiten des 
Gesetzgebers sind hier begrenzt. Blinder Aktionismus und 
der rasche Ruf nach schärferen Gesetzen sind verständ-
lich, können aber eine sorgfältige Analyse von Ursache 
und etwaigen Verbesserungsmöglichkeiten nicht ersetzen. 
Wir müssen auch in einer so schweren Situation einen 
klaren Kopf bewahren und verantwortungsvoll nach Mög-
lichkeiten zu echten Verbesserungen suchen, statt Sym-
bolpolitik zu betreiben. 
 
Regierungserklärung der Bundeskanzlerin 
 
Die Bundeskanzlerin hat in dieser Woche zum Europäi-
schen Rat am 19./20. März 2009 in Brüssel und zum G-
20-Gipfel am 2. April 2009 in London eine Regierungser-
klärung abgeben. Der Europäische Rat wird sich im 
Schwerpunkt mit Fragen zur Bekämpfung der globalen 
Wirtschafts- und Finanzkrise beschäftigen und eine euro-
päische Position für den G-20-Gipfel am 2. April 2009 in 
London beschließen. Die Finanzmarktkrise ist die bisher 
wohl größte wirtschaftliche und politische Herausforde-
rung des 21. Jahrhunderts. Wir haben jetzt die Möglich-
keit, die richtigen Lehren aus der Krise zu ziehen und uns 
vor neuen Verwerfungen auf den Finanzmärkten zu 
schützen. Ausgehend von den Vorschlägen der G 7-
Staaten müssen die Industriestaaten in enger Abstim-
mung mit den Schwellenländern (G 20) vorhandene 
Schwachstellen im internationalen Ordnungsrahmen be-
seitigen. Zentrale Ansatzpunkte des nun in Gang gesetz-
ten Koordinierungsprozesses sind für uns größere Trans-
parenz, eine angemessene Risikounterlegung von Finanz-
produkten, verbindliche Verhaltensregeln für Ratingagen-
turen und effektiveres Risikomanagement bei den Ban-

ken. Intensive globale Kooperation ist unverzichtbar. Wir 
unterstützen die unionsgeführte Bundesregierung darin, 
die in Heiligendamm begonnene Transparenzinitiative 
sowohl in der Europäischen Union als auch in den inter-
nationalen Gremien weiter voranzutreiben.  
  

Entfernungspauschale wieder eingeführt 
 
Mit dem in zweiter und dritter Lesung anstehenden Ge-
setz zur Fortführung der Gesetzeslage 2006 bei der Ent-
fernungspauschale wird entsprechend dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur vorläufigen Regelung der 
Entfernungspauschale vom 9. Dezember 2008 die Geset-
zeslage 2006 zur Entfernungspauschale punktgenau und 
unbefristet wiederhergestellt. Auch höhere Aufwendun-
gen für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel sind 
danach wieder als Werbungskosten oder Betriebsausga-
ben absetzbar. 
 
Absetzbarkeit von Kassenbeiträgen 
 
In erster Lesung debattierten wir in dieser Woche das 
Bürgerentlastungsgesetz Krankenversicherung, welches 
die steuerliche Berücksichtigung von Vorsorgeaufwen-
dungen deutlich erweitert. Danach werden erstmals die 
Aufwendungen für eine Kranken- und Pflegeversicherung 
auf sozialhilferechtlich gewährleistetem Leistungsniveau 
vollständig als Sonderausgaben nach §§ 10 ff. Einkom-
mensteuergesetz berücksichtigt. Die Neuregelungen gel-
ten für gesetzlich wie privat Krankenversicherte und Pfle-
geversicherte gleichermaßen. Darüber hinaus ist vorge-
sehen, dass privat Krankenversicherte erstmals die ent-
sprechenden Beiträge für ihre mitversicherten Kinder 
steuerlich vollständig absetzen können.  
 
 
 

Zitat 
 
"Wenn eine Regelung verfassungswidrig ist, muss man 
die Regel ändern und nicht die Verfassung." 
 
(Dirk Niebel (FDP) in der FAZ vom 18.03.2009) 
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Terminvorschau 

20.03.2009, 16.00 Uhr 
Vorstandssitzung Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge, Bezirksverband Südbaden-Südwürttemberg in 
Stockach 
 
 
20.03.2009 – 21.03.2009 
Gemeinsame Klausurtagung CDU Bezirke Württemberg-
Hohenzollern + Südbaden in Oberkirch 
  
 
23.03.2009 – 27.03.2009  
Sitzungswoche in Berlin 
 
 
23.03.2009, 9.00 Uhr 
CDU Baden-Württemberg Präsidiumssitzung in Stuttgart 
 
 

23.03.2009, 10.30 Uhr 
CDU Baden-Württemberg Landesvorstand in Stuttgart 
 
 
23.03.2009, 18.00 Uhr 
100 Jahre MTU-Festakt in Friedrichshafen 
 
 
27.03.2009, 13.30 Uhr 
Tag des Abgeordneten mit dem OV Neuravensburg 
 
 
28.03.2009, 10.00 Uhr 
58. Landesparteitag und Landesvertreterversammlung 
zur Bundestagswahl in Ludwigsburg 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Impressum 

 
 

Dr. Andreas Schockenhoff 

` Mitglied des Deutschen Bundestages  
 für den Wahlkreis Ravensburg-Bodensee 

Stellvertretender Vorsitzender  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Platz der Republik 11, 11011 Berlin 
Tel. 030/ 227-73174 
Fax 030/  227-76955 
www.schockenhoff.de 

andreas.schockenhoff@bundestag.de 
 

 


